
 

  

S 12 R 2179/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 R 2179/18
Datum 20.09.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 R 4083/18
Datum 17.09.2019

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 20.
September 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat auch die
auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin fÃ¼r das Berufungsverfahren zu
erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung einer MaÃ�nahme zur
medizinischen Rehabilitation.

Die geborene KlÃ¤gerin, die zuletzt als Reinigungskraft beschÃ¤ftigt war, erlitt im
Rahmen der Geburt ihres ersten Kindes am 22. Juli 2015 bei einer Notfall-Sektio
eine Fruchtwasserembolie mit intraoperativem Herzstillstand und
Multiorganversagen mit anschlieÃ�ender Reanimation. Vom 18. August 2015 bis 7.
September 2015 und 10. September 2015 bis 21. Oktober 2015 befand sich die
KlÃ¤gerin in stationÃ¤rer FrÃ¼hrehabilitationsbehandlung (Phase B) im SRH
Klinikum K. (Diagnosen laut Entlassbericht vom 19. November 2015: 1. Akute
hypoxische respiratorische Insuffizienz und L.zeitbeatmung nach Notfall-Sektio bei
abnormer fetaler Herzfrequenz am 22. Juli 2015, Fruchtwasserembolie,
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intraoperativer/prÃ¤operativer Herzstillstand mit mechanischer Reanimation,
Ureterverletzung links intraoperativ, Massentransfusion bei akuter BlutungsanÃ¤mie
und DIC, sekundÃ¤re Uterusatonie, Notfallhysterektomie am 22. Juli 2015, PEG-
Anlage 10. August 2015, dilatative Tracheatomie, DekanÃ¼lierung am 25. August
2015, 2. Multiorganversagen, 3. Minimal conscious state bei schwerer hypoxischer
Enzephalopathie, spastische Tetraparese, Dysphagie, 4. Akute erosive Gastritis [Typ
C, keine Helicobacterinfektion], 5. AnÃ¤mie, 6. HypernatriÃ¤mie, HyperkaliÃ¤mie, 7.
Geschlossene Tuberkulose, 8. PapillÃ¤re Neoplasie der Harnblase mit niedrig
malignem Potenzial [Erstdiagnose]. Unter der FrÃ¼hrehabilitation hÃ¤tten sich
keine relevanten Verbesserungen ergeben. Das anfÃ¤nglich apallische Zustandsbild
sei allenfalls in einen Zustand des minimalen Bewusstseins Ã¼bergegangen
[minimal conscious state]). AnschlieÃ�end wurde die KlÃ¤gerin auf der
Wachkomastation in einem Pflegeheim untergebracht.

Am 10. Februar 2016 beantragte die KlÃ¤gerin (vertreten durch ihren Ehemann als
Betreuer) bei der Beklagten die GewÃ¤hrung von stationÃ¤ren Leistungen zur
medizinischen Rehabilitation und fÃ¼gte dem Antrag u.a. das Pflegegutachten des
MDK vom 16. Oktober 2015 und die BestÃ¤tigung der Ã�rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin Dr. G. zur Einleitung von Leistungen zur Rehabilitation vom 18.
Januar 2016 (gegenÃ¼ber der Beigeladenen), dass eine medizinische
Rehabilitationsleistung aussichtsreich erscheine, Leistungen der medizinischen
Vorsorge voraussichtlich nicht den gewÃ¼nschten Erfolg hÃ¤tten und eine
EinschrÃ¤nkung der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft drohe oder bereits
gegeben sei (Diagnosen: Z.n. Entbindung per Kaiserschnitt, danach
Fruchtwasserembolie und Reanimation).

Mit Bescheid vom 17. Februar 2016 lehnte die Beklagte den Antrag ab, weil die
ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin durch die beantragte Leistung nicht wesentlich
gebessert oder wiederhergestellt werden kÃ¶nne. Die KlÃ¤gerin sei auch nicht
rehabilitationsbedÃ¼rftig nach den Leistungsgesetzen eines anderen
RehabilitationstrÃ¤gers

Dagegen legte die KlÃ¤gerin Widerspruch ein. Die Beklagte holte den Ã¤rztlichen
Befundbericht der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. G. vom 8. MÃ¤rz 2016 ein.
Danach sei eine schwere HirnschÃ¤digung nach einem Herzkreislaufstillstand bei
Geburt des 1. Kindes geblieben. Bei der doch jungen Frau scheine sich das Gehirn
zu erholen, die Reaktionen bzw. Ansprechverhalten wÃ¼rden besser. Durch
intensive Physiotherapie (Ergotherapie, KG, LogopÃ¤die) kÃ¶nnten sich vielleicht
Restfunktionen verbessern. Im Pflegeheim seien solche Anwendungen mit 1-2mal
pro Woche Ã  20 Minuten zu wenig, um Erfolge zu erzielen. Deshalb werde dringend
zur Reha mit den Zielen SchluckÃ¼bungen, Ergotherapie zur kognitiven FÃ¶rderung
und Krankengymnastik, passiv zur Kontrakturprophylaxe geraten. Ferner
berÃ¼cksichtigte die Beklagte den vorlÃ¤ufigen Entlassungsbrief der Klinik L.
gGmbH vom 18. Januar 2016. Mit Widerspruchsbescheid vom 29. Juni 2016 wies die
Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck. Unter BerÃ¼cksichtigung der von der
KlÃ¤gerin vorgetragenen EinwÃ¤nde sowie aller vorliegenden medizinischen
Unterlagen habe nach erneuter sozialmedizinischer Ã�berprÃ¼fung keine andere
Entscheidung getroffen werden kÃ¶nnen. Bei der Art und Schwere der
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gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen der KlÃ¤gerin â�� Wachkoma bei schwerer
hypoxischer Encephalopathie nach Sektio caesar, Zustand nach
Fruchtwasserembolie, Reanimation, L.zeitbeatmung, geschlossene Lungen-TB â��
sei leider nicht zu erwarten, dass durch die beantragte Leistung zur medizinischen
Rehabilitation die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin wesentlich gebessert oder
wiederhergestellt oder hierdurch deren wesentliche Verschlechterung abgewendet
werden kÃ¶nne.

Dagegen hat der Betreuer der KlÃ¤gerin am 12. Juli 2016 Klage beim Sozialgericht
Heilbronn (SG) erhoben. Die HausÃ¤rztin Dr. G. sei der Ansicht, dass eine
RehamaÃ�nahme dringend erforderlich sei. Die Krankenkasse habe sie an die
Beklagte verwiesen. Die KlÃ¤gerin befinde sich zur Zeit im Pflegeheim. Durch das
L.e Liegen entstÃ¼nden jetzt schon offene Wunden. Das SG hat zunÃ¤chst die
behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin schriftlich als sachverstÃ¤ndige Zeugen
vernommen. Die Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. G. hat mitgeteilt, bei der
KlÃ¤gerin sei bei der Geburt ihres ersten Kindes eine Embolie des Gehirnes
aufgetreten, sie liege seitdem im Koma. Der gesamte KÃ¶rper versteife zusehends,
die KlÃ¤gerin kÃ¶nne sich nicht mehr bewegen und nichts schlucken, deshalb
erfolge eine kÃ¼nstliche ErnÃ¤hrung Ã¼ber eine Magensonde sowie
regelmÃ¤Ã�ige Gymnastik mit passiven BewegungsÃ¼bungen. Durch das
Wachkoma sei die KlÃ¤gerin seit der schweren Gehirnembolie zu 100%
erwerbsunfÃ¤hig. Die Aussichten auf Verbesserung der geistigen und kÃ¶rperlichen
Funktionen seien bei einem so jungen Menschen schwer einzuschÃ¤tzen. Es gebe
viele kleine Erfolge, oft schon sei bei jungen Menschen eine Besserung in Form von
Essen oder Schlucken beobachtet worden, oder eine Kontaktaufnahme und
Kommunikation durch Sprechen oder Schreiben. Eine stationÃ¤re HeilmaÃ�nahme
sei gut geeignet und erforderlich, um eine wesentliche Besserung der derzeitigen
schweren kÃ¶rperlichen Belastungen zu erreichen, weil in einer entsprechenden
Rehaklinik intensive Bewegungstherapien, Schlucktraining, geistige Aktivierung
tÃ¤glich und durch speziell geschultes Personal stattfinde. Die ambulante
Behandlung im Pflegeheim (2-3mal die Woche) sei viel zu wenig und kÃ¶nne den
zunehmenden kÃ¶rperlichen Abbau nicht aufhalten. Die stationÃ¤re medizinische
RehabilitationsmaÃ�nahme sei notwendig, um die Zunahme der Behinderung zu
stoppen und die PflegebedÃ¼rftigkeit zu mindern. Vielleicht sei ein Zustand
erreichbar, dass die KlÃ¤gerin zu Hause versorgt werden kÃ¶nne. Der
Neurologe/Psychiater Dr. H. hat mitgeteilt, nach der Notfall-Sektio am 22. Juli 2015
sei es zu einer Fruchtwasserembolie mit intraoperativem Herzstillstand, einer
BlutungsanÃ¤mie, Multiorganversagen mit einer schweren hypoxischen
Encephalopathie gekommen. Im weiteren Verlauf hÃ¤tten sich eine minimale
cerebrale Vigilanz sowie eine zunehmende spastische Tetraparese und
SchluckstÃ¶rungen ergeben. In den letzten Monaten sei es zu beginnenden
Kontrakturen der ExtremitÃ¤ten gekommen. Desweiteren komme es wiederholt zu
L.en Schrei- bzw. Weinattacken. Manchmal schienen die Ã�uÃ�erungen bzw.
Bewegungen angstbesetzt. Desweiteren liege eine geschlossene Tuberkulose vor.
Es erfolge eine umfassende medikamentÃ¶se Therapie bezÃ¼glich der Epilepsie,
der Schrei- bzw. Weinattacken, der Spastik, des Bluthochdrucks und der
mÃ¶glicherweise vorhandenen Schmerzen. Seit dem 3. August 2016 erfolge wegen
der Spastik eine ambulante Botoxbehandlung in den SLK-Kliniken. AuÃ�erdem
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erhalte die KlÃ¤gerin eine krankengymnastische Behandlung. Die ErwerbsfÃ¤higkeit
sei aufgrund der Schwere der Erkrankung aufgehoben und werde auch nicht mehr
eintreten. Eine ErwerbsfÃ¤higkeit sei durch keine stationÃ¤re oder ambulante
MaÃ�nahme zu erzielen, und zwar wegen der schweren cerebralen SchÃ¤digung,
die sich in einer minimalen cerebralen Vigilanz Ã¤uÃ�ere (dies bedeute, dass
einfache Reaktionen auf die Umwelt nachweisbar seien, gleichzeitig aber schwere
neurologische Defizite vorlÃ¤gen [hier: spastische Tetraparese mit inzwischen
zunehmenden Kontrakturen]). Eine erneute medizinische
RehabilitationsmaÃ�nahme werde eine Behinderung oder PflegebedÃ¼rftigkeit
nicht abwenden kÃ¶nnen. MÃ¶glicherweise kÃ¶nnten die Kontrakturen oder die
Spastik etwas gelindert werden. Denkbar wÃ¤re ein Versuch, durch die
Intensivierung der physikalischen Therapie die Spastik und die Kontrakturen zu
lindern. Eine relevante Verbesserung der Symptomatik sei nur dann zu erzielen,
wenn eine erneute Reha vor Ablauf der Vierjahresfrist erfolge, da ansonsten davon
auszugehen sei, dass die Kontrakturen irreversibel seien.

Das SG hat ferner von Amts wegen das nervenÃ¤rztliche Gutachten des Dr. L. vom
3. November 2017 eingeholt. Dieser hat die KlÃ¤gerin am 24. Oktober 2017
untersucht und die vorliegenden Vorbefunde â�� einschlieÃ�lich der Berichte Ã¼ber
die physiotherapeutische und logopÃ¤dische Behandlung â�� ausgewertet. Als
Diagnose hat er ein apallisches Syndrom mitgeteilt. GrundsÃ¤tzlich bestehe Ã¼ber
einen Zeitraum von drei Jahren Rehabilitationsbedarf. Auch im vorliegenden Fall sei
innerhalb des ersten Jahres zumindest eine Besserung der Vigilanz festgestellt
worden, so dass man tatsÃ¤chlich hoffen kÃ¶nne, durch eine erneute Behandlung in
einem spezialisierten Zentrum Fortschritte zu erreichen. Insbesondere mit Blick auf
die Medikation (Mirtazapin, Ciatyl Z, Benzodiazepine) und die hochdosierte
antikonvulsive Medikation sei eine erneute RehabilitationsmaÃ�nahme sinnvoll, um
mit den MÃ¶glichkeiten dort die Medikation zu Ã¼berprÃ¼fen, gegebenenfalls die
Antikonvulsiva bzw. Antidepressiva und Neuroleptika zu reduzieren. Eventuell sei es
im Rahmen einer solchen MaÃ�nahme auch mÃ¶glich, durch eine gezielte
FÃ¶rderung besser zu stimulieren als dies im Rahmen der Pflege mÃ¶glich sei. Es
bestehe keine ErwerbsfÃ¤higkeit und diese sei auch mit Blick auf den bisherigen
Verlauf nicht mehr zu erwarten. Die begehrte medizinische
RehabilitationsmaÃ�nahme sei geeignet und notwendig, um einerseits eine weitere
Verschlimmerung der Behinderung zu mindern und um die Chance auf eine (in
Anbetracht des oben dokumentierten Verlaufs) weitere Besserung nicht zu
verpassen. In einer geeigneten Einrichtung wÃ¤re es notwendig, die bisherige
Medikation zu Ã¼berprÃ¼fen und gegebenenfalls zu Ã¤ndern und die
therapeutischen Anstrengungen noch einmal zu intensivieren und zu optimieren.
Ambulante MaÃ�nahmen bzw. MaÃ�nahmen im bisherigen Umfang seien hierzu
nicht ausreichend.

Die Beklagte hat hierzu eingewandt, dass sich die KlÃ¤gerin in der
Rehabilitationsphase F (aktivierende Pflege) befinde, welche sachgerecht mit den
erforderlichen Therapien durchgefÃ¼hrt werde. Eine Beugespastik der oberen
ExtremitÃ¤ten, die einer medikamentÃ¶sen systemischen Therapie nicht
zugÃ¤nglich ist, sei fachgerecht mit Botulinumtoxin behandelt worden. Ansonsten
wiesen die physiotherapeutischen Berichte Ã¼ber einen Statuserhalt keine weiteren
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Fortschritte auf. Lediglich logopÃ¤disch sei eine verbesserte Wachheit beobachtet
worden. Ein Schlucktraining sei Ã¼ber die Bahnung von Schluckreflexen erfolgt.
Bewusstseinsnahe Schluckfunktionen wÃ¼rden hierbei nicht beschrieben. Wegen
Wein- und Schreiattacken sei eine psychopharmakologische Behandlung erfolgt. Die
hochdosierte Gabe von Antikonvulsiva stamme wohl noch aus der Akutphase der
Behandlung. Die gutachterlichen klinischen Untersuchungsergebnisse zeigten keine
bewusstseinsnahen Befunde auf. Auch die Schreckreaktionen auf Sinnesreize
lieÃ�en sich unter der Diagnose eines apallischen Syndroms subsumieren. Inwieweit
Angst und Schmerzempfindungen in das Bewusstsein vordrÃ¤ngen, bewege sich im
spekulativen Bereich. Gutachterlich werde eine medizinische
RehabilitationsmaÃ�nahme fÃ¼r notwendig erachtet, jedoch wÃ¼rden keine
konkreten Rehabilitationsziele benannt, sondern recht allgemein gehalten. Das
Rehabilitationspotential sei gutachterlich nicht ausgelotet und dezidiert dargestellt
worden. Es mÃ¼sse dringend eine medikamentÃ¶se psychopharmakologische
Neueinstellung erfolgen, die einen lÃ¤ngeren Zeitraum erfordere und deshalb den
rehabilitativen Rahmen Ã¼bersteige. Aufgrund der KomplexitÃ¤t des
StÃ¶rungsbildes sei eine stationÃ¤re Behandlung in einer Fachklinik mit
neuropsychiatrischer Kompetenz und Erfahrungen mit dem Krankheitsbild
angezeigt. Die Voraussetzungen des Â§ 10 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB
VI) seien nicht erfÃ¼llt. Medizinisch bestehe ein Behandlungsfall.

In seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 21. Mai 2018 hat Dr. L. korrigierend
festgestellt, dass eine medikamentÃ¶se Umstellung eher weniger von BeL. sei und
es vielmehr darauf ankomme, die Medikation unter konsequenter und intensivierter
krankengymnastischer, ergotherapeutischer und logopÃ¤discher Behandlung
Ã¤rztlich Ã¼berwacht vorsichtig zu reduzieren. Eine derartige MaÃ�nahme sei sehr
wohl im Rahmen einer Rehabilitationsklinik mÃ¶glich. Nachdem letztendlich im
logopÃ¤dischen Bereich eine Besserung des Status habe erreicht werden kÃ¶nnen,
sei der KlÃ¤gerin die Chance einer erneuten RehabilitationsmaÃ�nahme mit
intensivierter Behandlung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte hat an ihrem Standpunkt festgehalten. Mit Urteil vom 20. September
2018 hat das SG den Bescheid der Beklagten vom 17. Februar 2016 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 29. Juni 2016 aufgehoben und die Beklagte
verurteilt, der KlÃ¤gerin stationÃ¤re Leistungen zur medizinischen Rehabilitation zu
gewÃ¤hren. Die Beklagte sei als RehabilitationstrÃ¤ger nach Â§ 6 Abs. 1 Nr. 4
Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) fÃ¼r diese Leistung gemÃ¤Ã� Â§ 14 Abs. 2
SGB IX zustÃ¤ndig, weil sie den Antrag der KlÃ¤gerin vom 10. Februar 2016 nicht an
einen anderen RehabilitationstrÃ¤ger weitergeleitet habe und somit fÃ¼r die
vorliegend begehrten Leistungen zur medizinischen Rehabilitation zustÃ¤ndig sei.
Diese ZustÃ¤ndigkeit umfasse nicht nur die PrÃ¼fung der fÃ¼r die Beklagte
geltenden Regelungen des SGB VI, sondern auch die Leistungsgesetze der anderen
RehabilitationstrÃ¤ger im Sinne von Â§ 6 Abs. 1 SGB IX, wozu auch die Leistungen
gehÃ¶rten, fÃ¼r die "eigentlich" die Krankenkasse als RehabilitationstrÃ¤ger fÃ¼r
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Â§ 5 SGB IX)
zustÃ¤ndig sei. Die KlÃ¤gerin habe einen materiell-rechtlichen Anspruch auf
GewÃ¤hrung stationÃ¤rer Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach Â§Â§ 11
Abs. 2, 40 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V), weil die dort genannten
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Voraussetzungen (ambulante Leistung nicht ausreichend und Notwendigkeit der
Reha-MaÃ�nahmen, um einer drohenden Behinderung oder PflegebedÃ¼rftigkeit
vorzubeugen, sie nach Eintritt zu beseitigen, zu bessern oder einer
Verschlimmerung zu verhÃ¼ten) erfÃ¼llt seien. Dabei hat sich das SG auf die
sachverstÃ¤ndigen ZeugenauskÃ¼nfte der behandelnden HausÃ¤rztin Dr. G. und
des behandelnden Neurologen Dr. H. sowie das Gutachten des von Amts wegen
bestellten SachverstÃ¤ndigen Dr. L. und dessen ergÃ¤nzende Stellungnahme
gestÃ¼tzt.

Gegen das der Beklagten am 22. Oktober 2018 zugestellte Urteil hat die Beklagte
am 16. November 2018 Berufung beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg
eingelegt. Es ergÃ¤ben sich keine konkreten Hinweise dafÃ¼r, dass sich bei der
KlÃ¤gerin das Bewusstsein und die aktive Teilnahme an der Umwelt wieder
einstellen wÃ¼rden. Dies sei auch der Grund, dass dem Gutachten des Dr. L. nur
vage Formulierungen zu entnehmen seien in dem Sinne, eine Verschlimmerung der
Behinderung zu verhindern und die Chance auf eine Verbesserung nicht zu
verpassen. Eine drohende Verschlechterung, die einen weiteren
Rehabilitationsbedarf im Sinne des SGB IX begrÃ¼nden kÃ¶nnte, werde im
genannten Gutachten nicht nachvollziehbar ausgefÃ¼hrt. Im Gegenteil habe sich
logopÃ¤disch beim therapeutischen Schlucktraining (nicht bei der konkreten
Nahrungsaufnahme) ein besseres reflektorisches Abschlucken eingestellt. Inwieweit
auf diese Begutachtung hin und zu welchem Zeitpunkt ein weiterer Funktionsaufbau
erfolgen kÃ¶nne, sei prognostisch unklar und werde auch deshalb im Fachgutachten
nicht nÃ¤her hinterlegt. Auch die Rehabilitation im Rahmen eines sog. weiten
Rehabilitationsbedarfes erfordere die Formulierung und Ausdifferenzierung von
Rehabilitationszielen, die Festlegung der erforderlichen MaÃ�nahmen und
Therapieinhalte, mit denen die Zielsetzung erreicht werden kÃ¶nne und die
EinschÃ¤tzung des Rehabilitationspotentials in einem angemessenen Zeitfenster. In
der ergÃ¤nzenden Stellungnahme wÃ¼rden weder die Rehabilitationsziele nÃ¤her
ausgefÃ¼hrt, noch werde eine prognostische EinschÃ¤tzung des
Rehabilitationspotentials gutachterlich hinterlegt. Es bleibe unklar, ob die
Rehabilitationsziele mit dieser MaÃ�nahme erreicht werden kÃ¶nnten. Das
Vorliegen eines Rehabilitationspotentials sei fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung einer
Rehabilitation fÃ¼r alle KostentrÃ¤ger bindend. Die nach gutachterlicher
Feststellung erforderliche medikamentÃ¶se Neueinstellung sei ein notwendiger
medizinisch kurativer ambulanter bzw. ggf. stationÃ¤rer Behandlungsauftrag. Die
Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 20. September
2018 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hat auf das Vorbringen in der ersten Instanz sowie das Gutachten des Dr. L. und
dessen ergÃ¤nzende Stellungnahme verwiesen. Durch Zuwendungen des
Ehemannes und anderer seien in letzter Zeit Fortschritte StÃ¼ck fÃ¼r StÃ¼ck zu
verzeichnen, jedoch seien diese nicht so erheblich, wie dies durch eine stationÃ¤re
RehabilitationsmaÃ�nahme gelingen kÃ¶nne. Die KlÃ¤gerin reagiere mittlerweile
auf ihren Ehemann und ihr Kind.
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Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt. BisL. sei bei ihr kein Antrag auf eine
medizinische Rehabilitation von der KlÃ¤gerin gestellt worden. Ob und inwieweit die
Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch der KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung einer
MaÃ�nahme zur medizinischen Rehabilitation nach
krankenversicherungsrechtlichen Vorschriften gegeben seien, kÃ¶nne sie derzeit
nicht beurteilen. Die ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten ergebe sich aus Â§ 14 SGB IX.

Die Berichterstatterin hat den Sachverhalt mit den Beteiligten am 23. Juli 2019
erÃ¶rtert. Dabei ist Ã¼ber eine weitere Verbesserung des Gesundheitszustands der
KlÃ¤gerin berichtet worden. Diese kÃ¶nne nun drei bis vier Stunden im Rollstuhl
sitzen. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf das Protokoll verwiesen.

Mit Beschluss vom 30. Juli 2019 ist die BIG Direkt Gesund Krankenversicherung
beigeladen worden. Die Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung zugestimmt.

Wegen des weiteren Vorbringens und der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die
Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Prozessakten beider Instanzen Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten, Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG entscheidet, ist gemÃ¤Ã� 
Â§Â§ 143, 144, 151 SGG zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Das SG hat die Beklagte mit dem angefochtenen Urteil vom 20. September 2018 zu
Recht unter Aufhebung des Bescheids vom 17. Februar 2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29. Juni 2016 verurteilt, der KlÃ¤gerin stationÃ¤re
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation zu gewÃ¤hren.

Die KlÃ¤gerin hat gegenÃ¼ber der Beklagten als zustÃ¤ndigem erstangegangenen
RehabilitationstrÃ¤ger einen Anspruch auf GewÃ¤hrung von stationÃ¤ren
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation.

Die ZustÃ¤ndigkeit des erstangegangenen RehabilitationstrÃ¤gers folgt
unabhÃ¤ngig von der materiell-rechtlichen ZustÃ¤ndigkeit aus Â§ 14 SGB IX. Nach 
Â§ 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IX stellt der RehabilitationstrÃ¤ger, sofern Leistungen zur
Teilhabe beantragt werden, innerhalb von zwei Wochen nach Eingang des Antrags
bei ihm fest, ob er nach dem fÃ¼r ihn geltenden Leistungsgesetz fÃ¼r die Leistung
zustÃ¤ndig ist. Stellt er bei der PrÃ¼fung fest, dass er fÃ¼r die Leistung nicht
zustÃ¤ndig ist, leitet er den Antrag unverzÃ¼glich dem nach seiner Auffassung
zustÃ¤ndigen RehabilitationstrÃ¤ger zu (Â§ 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IX). Wird der
Antrag nicht weitergeleitet, stellt der RehabilitationstrÃ¤ger den
Rehabilitationsbedarf unverzÃ¼glich fest (Â§ 14 Abs. 2 Satz 1 SGB IX). Nach Â§ 14
Abs. 2 Satz 1 SGB IX verliert der materiell-rechtlich (eigentlich) zustÃ¤ndige
RehabilitationstrÃ¤ger (Â§ 6 SGB IX) im AuÃ�enverhÃ¤ltnis zum Versicherten oder
LeistungsempfÃ¤nger seine ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r eine Teilhabeleistung, sobald der
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zuerst angegangene RehabilitationstrÃ¤ger eine nach Â§ 14 Abs. 1 SGB IX
fristgerechte ZustÃ¤ndigkeitsklÃ¤rung versÃ¤umt hat und demzufolge die
ZustÃ¤ndigkeit nach allen in Betracht kommenden rehabilitationsrechtlichen
Rechtsgrundlagen auf ihn Ã¼bergegangen ist (BSG, Urteil vom 24. Januar 2013
a.a.O.). Sinn dieser Regelung ist es, zwischen den betroffenen behinderten
Menschen und RehabilitationstrÃ¤gern schnell und dauerhaft die ZustÃ¤ndigkeit zu
klÃ¤ren und so Nachteilen des gegliederten Systems entgegenzuwirken; diese
ZustÃ¤ndigkeit ist ausschlieÃ�licher Natur (BSG, Urteil vom 24. Januar 2013 a.a.O.).
Erstangegangener RehabilitationstrÃ¤ger i.S. von Â§ 14 SGB IX ist derjenige
TrÃ¤ger, der von dem Versicherten bzw. Leistungsbezieher erstmals mit dem zu
beurteilenden Antrag auf Bewilligung einer Leistung zur Teilhabe befasst worden ist.
Diese Befassungswirkung fÃ¤llt nach der Rechtsprechung des BSG grundsÃ¤tzlich
auch nach einer verbindlichen abschlieÃ�enden Entscheidung des
erstangegangenen TrÃ¤gers nicht weg. Vielmehr behÃ¤lt der erstmals befasste
RehabilitationstrÃ¤ger seine ZustÃ¤ndigkeit nach Â§ 14 Abs. 2 Satz 1 SGB IX im
AuÃ�enverhÃ¤ltnis zum Antragsteller regelmÃ¤Ã�ig auch dann weiter bei, wenn er,
ohne den Antrag an den aus seiner Sicht zustÃ¤ndigen RehabilitationstrÃ¤ger
weitergeleitet zu haben, das Verwaltungsverfahren durch Erlass eines
Verwaltungsakts abschlieÃ�t (vgl. Â§ 8 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch [SGB X]),
selbst wenn dieser bindend wird. Er bleibt deshalb auch fÃ¼r ein mÃ¶gliches
Verfahren nach Â§ 44 SGB X zustÃ¤ndig, selbst wenn die Rechtswidrigkeit im Sinne
dieser Vorschrift dann nur darin liegt, dass er die auÃ�erhalb seiner "eigentlichen"
ZustÃ¤ndigkeit liegenden, nach dem Vorstehenden einschlÃ¤gigen
Rechtsgrundlagen nicht beachtet hat (BSGE 93, 283 = SozR 4-3250 Â§ 14 Nr. 1, Rn.
10; BSGE 101, 207 = SozR 4-3250 Â§ 14 Nr. 7, Rn. 31; BSGE 102, 90 = SozR 4-2500
Â§ 33 Nr. 21, Rn. 24). Nach diesen GrundsÃ¤tzen ist im vorliegenden Fall die
Beklagte als erstangegangener RehabilitationstrÃ¤ger anzusehen und damit im
AuÃ�enverhÃ¤ltnis ausschlieÃ�lich zustÃ¤ndig geworden. Denn obwohl die
HausÃ¤rztin der KlÃ¤gerin bereits im Januar 2016 bei der beigeladenen
Krankenkasse eine Bescheinigung zur Einleitung von Leistungen zur Rehabilitation
vom 18. Januar 2016 eingereicht und die Beigeladene daraufhin ihre ZustÃ¤ndigkeit
verneint und die KlÃ¤gerin zur Antragstellung gegenÃ¼ber der Beklagten
aufgefordert hat, hat die KlÃ¤gerin selbst erstmals am 10. Februar 2016 die
GewÃ¤hrung von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation beantragt und sich
dabei an die Beklagte gewandt. Eine Weiterleitung dieses Antrags an die
Beigeladene oder einen sonstigen RehabilitationstrÃ¤ger innerhalb von zwei
Wochen ab dessen Eingang ist durch die Beklagte nicht erfolgt. Demnach oblag es
der Beklagten, unverzÃ¼glich den Rehabilitationsbedarf der KlÃ¤gerin festzustellen
(Â§ 14 Abs. 2 S. 1 SGB IX). Diese ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten ist ausschlieÃ�licher
Natur; denn die ZustÃ¤ndigkeit des erstangegangenen RehabilitationstrÃ¤gers nach
Â§ 14 Abs. 2 S. 1 SGB IX schlieÃ�t im AuÃ�enverhÃ¤ltnis zum Versicherten die
ZustÃ¤ndigkeiten aller anderen TrÃ¤ger aus (BSG, Urteil vom 24. Januar 2013,
a.a.O. unter Hinweis auf st. Rspr.). Im VerhÃ¤ltnis zwischen dem erstangegangenen
TrÃ¤ger und dem Leistungsberechtigten ist also der Anspruch anhand aller
Rechtsgrundlagen zu prÃ¼fen, die Ã¼berhaupt in der konkreten Bedarfssituation
fÃ¼r RehabilitationstrÃ¤ger vorgesehen sind. DarÃ¼ber hinaus verlieren alle
anderen TrÃ¤ger innerhalb des durch den Leistungsantrag ausgelÃ¶sten
Verwaltungsverfahrens ihre ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die GewÃ¤hrung von
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Rehabilitationsleistungen, was wiederum zur Folge hat, dass eventuell ergangene
Bescheide wegen sachlicher UnzustÃ¤ndigkeit aufzuheben sind (BSG, Urteil vom 20.
Oktober 2009 â�� B 5 R 5/07 R â�� Juris). Die KlÃ¤gerin hat auch materiell-rechtlich
einen Anspruch gegenÃ¼ber der Beklagten. Da die behandelnden Ã�rzte der
KlÃ¤gerin und der SachverstÃ¤ndige Dr. L. Ã¼bereinstimmend und â�� aufgrund
der vorliegenden schwerwiegenden Diagnosen â�� nachvollziehbar dargelegt
haben, dass die KlÃ¤gerin voll erwerbsgemindert ist und eine wesentliche
Besserung der ErwerbsfÃ¤higkeit oder deren Wiederherstellung durch eine
MaÃ�nahme zur medizinischen Rehabilitation nicht erreicht werden kann, sind die
persÃ¶nlichen Voraussetzungen des Â§ 10 SGB VI offenkundig nicht erfÃ¼llt. Die
KlÃ¤gerin erfÃ¼llt jedoch die Voraussetzungen der Â§Â§ 11 Abs. 2, 40 SGB V.
GemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 2 S. 1 SGB V haben Versicherte auch Anspruch auf Leistungen
zur medizinischen Rehabilitation sowie auf unterhaltssichernde und andere
ergÃ¤nzende Leistungen, die notwendig sind, um eine Behinderung oder
PflegebedÃ¼rftigkeit abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, auszugleichen, ihre
Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder ihre Folgen zu mildern. Â§ 40 Abs. 2 SGB V
setzt fÃ¼r einen Anspruch auf stationÃ¤re Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation voraus, dass eine ambulante Leistung gemÃ¤Ã� Â§ 40 Abs. 1 SGB V
nicht ausreicht. Das SG hat in den EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen
Urteils unter Zugrundelegung der vorgenannten Anspruchsvoraussetzungen â�� im
Wesentlichen gestÃ¼tzt auf das von Amts wegen eingeholte Gutachten des Dr. L.
und dessen ergÃ¤nzende Stellungnahme sowie die sachverstÃ¤ndigen
ZeugenauskÃ¼nfte der HausÃ¤rztin G. und des Neurologen und Psychiaters Dr. H.
â�� zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass die Beklagte als erstangegangener
LeistungstrÃ¤ger nach Â§ 14 SGB IX zur GewÃ¤hrung von stationÃ¤ren Leistungen
zur medizinischen Rehabilitation verpflichtet ist, weil die Voraussetzungen der Â§Â§
11 Abs. 2, 40 Abs. 2 SGB V erfÃ¼llt sind. Das SG hat dabei die Angaben des Dr. H.,
dass durch Intensivierung der physikalischen Therapie mÃ¶glicherweise die
Spastiken und Kontrakturen gelindert werden kÃ¶nnen und der Dr. G., dass die
gegenwÃ¤rtige ambulante Therapie im Pflegeheim den zunehmenden kÃ¶rperlichen
Abbau nicht aufhalten kann und durch eine MaÃ�nahme zur medizinischen
Rehabilitation eine Zunahme der Behinderung gestoppt und die
PflegebedÃ¼rftigkeit gemindert werden kann, zutreffend berÃ¼cksichtigt. Das SG
hat sich ferner mit schlÃ¼ssiger BegrÃ¼ndung der Beurteilung des gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen Dr. L. angeschlossen. Dabei hat es insbesondere auf die von Dr.
L. dargestellte merkliche Verbesserung in der Phase der FrÃ¼hrehabilitation und die
gemÃ¤Ã� dem (dem Gutachten des Dr. L. beigefÃ¼gten) Bericht Ã¼ber den
logopÃ¤dischen Behandlungsverlauf eingetretenen sehr guten Fortschritte im
oralen Bereich abgestellt und auf die nachvollziehbare EinschÃ¤tzung des Dr. L.
Bezug genommen, dass die KlÃ¤gerin in einer Reha intensivere
BehandlungsmaÃ�nahmen und mehr MÃ¶glichkeiten habe, einen besseren
Therapieerfolg zu erzielen und mit den dortigen MÃ¶glichkeiten die Medikation der
KlÃ¤gerin â�� unter konsequenter und intensivierter krankengymnastischer,
ergotherapeutischer und logopÃ¤discher Behandlung â�� Ã¤rztlich Ã¼berwacht
vorsichtig reduziert bzw. angepasst werden kann. Der Senat schlieÃ�t sich dem
nach eigener Ã�berprÃ¼fung und unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens der
KlÃ¤gerin uneingeschrÃ¤nkt an und weist die Berufung aus den GrÃ¼nden der
angefochtenen Entscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG zurÃ¼ck. ErgÃ¤nzend ist
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anzumerken, dass es nicht erforderlich ist â�� wie von der Beklagten formuliert â��
dass sich bei der KlÃ¤gerin Bewusstsein und die aktive Teilnahme an der Umwelt
wieder einstellen werden. Ausreichend ist vielmehr gemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 2 SGB V,
dass eine Behinderung oder PflegebedÃ¼rftigkeit gemindert bzw. ihre
Verschlimmerung verhÃ¼tet oder ihre Folgen gemildert werden. Dieses Ziel kann
nach Ã¼bereinstimmenden Angaben der behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin und
des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen erreicht werden und auch fÃ¼r den Senat ist
es nachvollziehbar, dass die bereits in Teilbereichen (vor allem im logopÃ¤dischen
Bereich) eingetretenen Erfolge durch intensivierte MaÃ�nahmen in einer darauf
spezialisierten Rehabilitationseinrichtung noch verbessert werden kÃ¶nnen und
ambulante MaÃ�nahmen bzw. die bisherigen MaÃ�nahmen hierfÃ¼r nicht
ausreichend sind. Hier ist insbesondere die von Dr. L. in seinem Gutachten
angesprochene Besserung innerhalb des ersten Jahres zu berÃ¼cksichtigen, die er
nachvollziehbar als Indiz dafÃ¼r gewertet hat, dass durch eine erneute Behandlung
in einem spezialisierten Zentrum weitere Fortschritte erzielt werden kÃ¶nnen.
Zudem spielt auch das Alter der KlÃ¤gerin eine Rolle, weil nach Angaben der
AllgemeinÃ¤rztin Dr. G. bei jungen Menschen weitere Verbesserungen beim Essen
und Schlucken, der Kontaktaufnahme und Kommunikation mÃ¶glich sind. Zur
Ã�berzeugung des Senats sind der von den behandelnden Ã�rzten und dem
SachverstÃ¤ndigen angegebene Rehabedarf und die erforderlichen Therapien auch
hinreichend konkretisiert worden und es bedarf keiner detaillierteren Formulierung
einzelner Rehaziele und Therapien. Denn in Anbetracht der komplexen Erkrankung
der KlÃ¤gerin, insbesondere der schweren HirnschÃ¤digung, ist zwar eine
Verbesserung des Gesundheitszustands durch intensive MaÃ�nahmen der
medizinischen Rehabilitation nach Ã¤rztlicher Beurteilung insgesamt
wahrscheinlich, jedoch kann die konkrete Entwicklung in den unterschiedlichen
Bereichen medizinisch schwer vorhergesagt werden. Es ist auch davon ausgehen,
dass die konkrete Ausgestaltung der angemessenen Therapien (Krankengymnastik,
Ergotherapie, LogopÃ¤die) von einer geeigneten Rehabilitationseinrichtung auf die
Situation der KlÃ¤gerin angepasst werden kann.

Im Ã�brigen zeigen auch die Angaben im ErÃ¶rterungstermin, wonach
zwischenzeitlich eine weitere Verbesserung eingetreten ist und die KlÃ¤gerin
nunmehr in der Lage ist, drei bis vier Stunden tÃ¤glich im Rollstuhl zu sitzen, dass
im Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin durchaus noch Verbesserungspotential
besteht, das durch gezielte RehabilitationsmaÃ�nahmen in einer dafÃ¼r geeigneten
Einrichtung weiter gefÃ¶rdert werden kann.

Aus diesen GrÃ¼nden war die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Der Senat hat im Rahmen des ihm
eingerÃ¤umten Ermessens berÃ¼cksichtigt, dass die Beklagte mit der
Rechtsverfolgung in beiden RechtszÃ¼gen unterlegen ist.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.
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